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Gesetz über Urheberrecht und
verwandte Schutzrechte
(Urheberrechtsgesetz)

Referentenentwurf Vorschläge und Forderungen des
Aktionsbündnisses

§ 31. Einräumung von Nutzungsrechten § 31. Einräumung von Nutzungsrechten

(1) Der Urheber kann einem anderen das Recht einräumen, das
Werk  auf  einzelne  oder  alle  Nutzungsarten  zu  nutzen
(Nutzungsrecht).  Das  Nutzungsrecht  kann  als  einfaches  oder
ausschließliches  Recht  sowie  räumlich,  zeitlich  oder  inhaltlich
beschränkt eingeräumt werden. 

(1) Der Urheber kann einem anderen das Recht einräumen, das
Werk  auf  einzelne  oder  alle  Nutzungsarten  zu  nutzen
(Nutzungsrecht).  Das  Nutzungsrecht  kann  als  einfaches  oder
ausschließliches  Recht  sowie  räumlich,  zeitlich  oder  inhaltlich
beschränkt eingeräumt werden. 

(2) Das einfache Nutzungsrecht berechtigt den Inhaber, das Werk
auf  die  erlaubte  Art  zu  nutzen,  ohne dass  eine  Nutzung durch
andere ausgeschlossen ist. 

(2) Das einfache Nutzungsrecht berechtigt den Inhaber, das Werk
auf  die  erlaubte  Art  zu nutzen,  ohne dass  eine  Nutzung durch
andere ausgeschlossen ist. 

(3)  Das  ausschließliche  Nutzungsrecht  berechtigt  den  Inhaber,
das Werk  unter Ausschluss aller anderen Personen auf die ihm
erlaubte Art zu nutzen und Nutzungsrechte einzuräumen. Es kann
bestimmt  werden,  dass  die  Nutzung  durch  den  Urheber
vorbehalten bleibt. § 35 bleibt unberührt. 

(3)  Das  ausschließliche  Nutzungsrecht  berechtigt  den  Inhaber,
das Werk  unter Ausschluss aller anderen Personen auf die ihm
erlaubte Art zu nutzen und Nutzungsrechte einzuräumen. Es kann
bestimmt  werden,  dass  die  Nutzung  durch  den  Urheber
vorbehalten bleibt. § 35 bleibt unberührt. 

(4) Die Einräumung von Nutzungsrechten für noch nicht bekannte
Nutzungsarten sowie Verpflichtungen hierzu sind unwirksam. 

(4) (aufgehoben) 

(5)  Sind  bei  der  Einräumung  eines  Nutzungsrechts  die
Nutzungsarten nicht ausdrücklich einzeln bezeichnet, so bestimmt
sich  nach  dem  von  beiden  Partnern  zugrunde  gelegten
Vertragszweck,  auf  welche  Nutzungsarten  es  sich  erstreckt.
Entsprechendes  gilt  für  die  Frage,  ob  ein  Nutzungsrecht
eingeräumt  wird,  ob  es  sich  um  ein  einfaches  oder
ausschließliches  Nutzungsrecht  handelt,  wie weit Nutzungsrecht
und  Verbotsrecht  reichen  und  welchen  Einschränkungen  das
Nutzungsrecht unterliegt. 

(5)  Sind  bei  der  Einräumung  eines  Nutzungsrechts  die
Nutzungsarten nicht ausdrücklich einzeln bezeichnet, so bestimmt
sich  nach  dem  von  beiden  Partnern  zugrunde  gelegten
Vertragszweck,  auf  welche  Nutzungsarten  es  sich  erstreckt.
Entsprechendes  gilt  für  die  Frage,  ob  ein  Nutzungsrecht
eingeräumt  wird,  ob  es  sich  um  ein  einfaches  oder
ausschließliches Nutzungsrecht  handelt,  wie weit Nutzungsrecht
und  Verbotsrecht  reichen  und  welchen  Einschränkungen  das
Nutzungsrecht unterliegt. 

Das Aktionsbündnis fordert den Erhalt von § 31 Abs. 4 UrhG.



§  31a.  Verträge  über  unbekannte
Nutzungsarten

(1)  Ein  Vertrag,  durch  den der  Urheber Rechte  für  unbekannte
Nutzungsarten  einräumt  oder  sich  dazu  verpflichtet,  bedarf  der
Schriftform. Der Urheber kann diese Rechtseinräumung oder die
Verpflichtung hierzu  widerrufen,  solange der  andere  noch nicht
begonnen hat, das Werk in der neuen Nutzungsart zu nutzen. 
(2)  Das Widerrufsrecht  entfällt,  wenn sich die Parteien auf eine
Vergütung nach § 32c Abs. 1 geeinigt haben. Es erlischt mit dem
Tode des Urhebers. 
(3) Sind mehrere Werke zu einer Gesamtheit zusammengefasst,
die sich in der neuen Nutzungsart  in angemessener Weise  nur
unter  Verwendung sämtlicher Beiträge verwerten lässt,  so kann
das Widerrufsrecht nur von einer repräsentativen Gruppe dieser
Urheber und nicht gegen Treu und Glauben ausgeübt werden. 
(4)  Auf die Rechte nach den Absätzen 1 bis 3 kann im Voraus
nicht verzichtet werden. 

Die  Abschaffung  des  §  31  Abs.  4  UrhG  als  wesentliche
Schutzvorschrift  des  Urhebervertragsrechts  wird  abgelehnt.  Die
Einführung von § 31a UrhG wird als nicht ausreichender Ersatz für
die Streichung von § 31 Abs. 4 UrhG abgelehnt.

[…] […] […]
§ 32a. Weitere Beteiligung des Urhebers § 32a. Weitere Beteiligung des Urhebers

(1)  Hat  der  Urheber  einem  anderen  ein  Nutzungsrecht  zu
Bedingungen eingeräumt, die  dazu führen, dass die vereinbarte
Gegenleistung  unter  Berücksichtigung  der  gesamten
Beziehungen des Urhebers zu dem anderen in einem auffälligen
Missverhältnis zu den Erträgen und Vorteilen aus der Nutzung des
Werkes  steht,  so  ist  der  andere  auf  Verlangen  des  Urhebers
verpflichtet, in eine Änderung des Vertrages einzuwilligen, durch
die  dem  Urheber  eine  den  Umständen  nach  weitere
angemessene Beteiligung  gewährt  wird.  Ob die  Vertragspartner
die Höhe der erzielten Erträge oder Vorteile vorhergesehen haben
oder hätten vorhersehen können, ist unerheblich. 

(1)  Hat  der  Urheber  einem  anderen  ein  Nutzungsrecht  zu
Bedingungen eingeräumt,  die  dazu führen,  dass die vereinbarte
Gegenleistung  unter  Berücksichtigung  der  gesamten
Beziehungen des Urhebers zu dem anderen in einem auffälligen
Missverhältnis zu den Erträgen und Vorteilen aus der Nutzung des
Werkes  steht,  so  ist  der  andere  auf  Verlangen  des  Urhebers
verpflichtet, in eine Änderung des Vertrages einzuwilligen, durch
die  dem  Urheber  eine  den  Umständen  nach  weitere
angemessene Beteiligung  gewährt  wird.  Ob die  Vertragspartner
die Höhe der erzielten Erträge oder Vorteile vorhergesehen haben
oder hätten vorhersehen können, ist unerheblich. 

(2)  Hat  der  andere das  Nutzungsrecht  übertragen  oder  weitere
Nutzungsrechte  eingeräumt  und  ergibt  sich  das  auffällige
Missverhältnis aus den Erträgnissen oder Vorteilen eines Dritten,
so  haftet  dieser  dem  Urheber  unmittelbar  nach  Maßgabe  des
Absatzes 1 unter Berücksichtigung der vertraglichen Beziehungen
in der Lizenzkette. Die Haftung des anderen entfällt. 

(2)  Hat  der  andere  das Nutzungsrecht  übertragen  oder  weitere
Nutzungsrechte  eingeräumt  und  ergibt  sich  das  auffällige
Missverhältnis aus den Erträgnissen oder Vorteilen eines Dritten,
so  haftet  dieser  dem  Urheber  unmittelbar  nach  Maßgabe  des
Absatzes 1 unter Berücksichtigung der vertraglichen Beziehungen
in der Lizenzkette. Die Haftung des anderen entfällt. 

(3) Auf die Ansprüche nach den Absätzen 1 und 2 kann im Voraus
nicht verzichtet werden. Die Anwartschaft hierauf unterliegt  nicht
der Zwangsvollstreckung;  eine Verfügung über die  Anwartschaft
ist unwirksam. 

(3) Auf die Ansprüche nach den Absätzen 1 und 2 kann im Voraus
nicht verzichtet werden. Die Anwartschaft hierauf unterliegt  nicht
der Zwangsvollstreckung;  eine Verfügung über die  Anwartschaft
ist unwirksam. Der Urheber kann aber unentgeltlich ein einfaches
Nutzungsrecht für jedermann einräumen. 

(4) Der Urheber hat keinen Anspruch nach Absatz 1, soweit die
Vergütung nach einer gemeinsamen Vergütungsregel (§ 36) oder
tarifvertraglich bestimmt worden ist und ausdrücklich eine weitere
angemessene Beteiligung für den Fall des Absatzes 1 vorsieht. 

(4) Der Urheber hat keinen Anspruch nach Absatz 1, soweit die
Vergütung nach einer gemeinsamen Vergütungsregel (§ 36) oder
tarifvertraglich bestimmt worden ist und ausdrücklich eine weitere
angemessene Beteiligung für den Fall des Absatzes 1 vorsieht. 



[…] […] […]
§  32c.  Vergütung  für  später  bekannte
Nutzungsarten
(1) Der Urheber hat Anspruch auf eine besondere angemessene
Vergütung,  wenn  der  Vertragspartner  eine  neue  Art  der
Werknutzung aufnimmt,  die  im Zeitpunkt  des Vertragsschlusses
vereinbart, aber noch unbekannt war. Der Vertragspartner hat den
Urheber über die neue Werknutzung unverzüglich zu unterrichten.
(2)  Hat  der  Vertragspartner  das  Nutzungsrecht  einem  Dritten
übertragen, haftet der Dritte mit der Aufnahme der neuen Art der
Werknutzung für die Vergütung nach Absatz 1. Die Haftung des
Vertragspartners entfällt. 
(3) Auf die Rechte nach den Absätzen 1 und 2 kann im Voraus
nicht verzichtet werden. Der Urheber kann aber unentgeltlich ein
einfaches Nutzungsrecht für jedermann einräumen. 

Der durch § 32c UrhG-E vorgesehene  Anspruch  auf besondere
angemessene  Vergütung  ist  als  Kompensation  für  den  Wegfall
des § 31 Abs. 4 UrhG unzureichend und wird abgelehnt. 

§  46.  Sammlungen für  Kirchen-,  Schul-  oder
Unterrichtsgebrauch

§ 46.  Sammlungen für  Kirchen-,  Schul-  oder
Unterrichtsgebrauch

(1)  Nach  der  Veröffentlichung  zulässig  ist  die  Vervielfältigung,
Verbreitung und öffentliche Zugänglichmachung  von Teilen eines
Werkes,  von  Sprachwerken  oder  von  Werken  der  Musik  von
geringem Umfang, von einzelnen Werken  der bildenden Künste
oder einzelnen Lichtbildwerken als Element einer Sammlung, die
Werke  einer  größeren  Anzahl  von  Urhebern  vereinigt  und  die
nach  ihrer  Beschaffenheit  nur  für  den  Unterrichtsgebrauch  in
Schulen,  in  nichtgewerblichen  Einrichtungen  der  Aus-  und
Weiterbildung oder  in  Einrichtungen  der  Berufsbildung  oder  für
den  Kirchengebrauch  bestimmt  ist.  In  den
Vervielfältigungsstücken  oder  bei  der  öffentlichen
Zugänglichmachung ist deutlich anzugeben, wozu die Sammlung
bestimmt ist. 

(1)  Nach  der  Veröffentlichung  zulässig  ist  die  Vervielfältigung,
Verbreitung und öffentliche Zugänglichmachung von Teilen eines
Werkes,  von  Sprachwerken  oder  von  Werken  der  Musik  von
geringem Umfang,  von einzelnen Werken  der bildenden Künste
oder einzelnen Lichtbildwerken als Element einer Sammlung, die
Werke  einer  größeren  Anzahl  von  Urhebern  vereinigt  und  die
nach  ihrer  Beschaffenheit  nur  für  den  Unterrichtsgebrauch  in
Schulen,  in  nichtgewerblichen  Einrichtungen  der  Aus-  und
Weiterbildung oder  in  Einrichtungen  der  Berufsbildung  oder  für
den  Kirchengebrauch  bestimmt  ist.  Die  öffentliche
Zugänglichmachung  eines  für  den  Unterrichtsgebrauch  an
Schulen  bestimmten  Werkes  ist  stets  nur  mit  Einwilligung  des
Berechtigten  zulässig.  In  den  Vervielfältigungsstücken  oder  bei
der öffentlichen Zugänglichmachung ist deutlich anzugeben, wozu
die Sammlung bestimmt ist. 

[…] […] […]



§ 51. Zitate § 51. Zitatrecht § 51. Zitatrecht

Zulässig  ist  die  Vervielfältigung,  Verbreitung  und  öffentliche
Wiedergabe, wenn in einem durch den Zweck gebotenen Umfang 

Zulässig  ist  die  Vervielfältigung,  Verbreitung  und  öffentliche
Wiedergabe  eines  veröffentlichten  Werkes  zum  Zwecke  des
Zitats, sofern die Nutzung anständigen Gepflogenheiten entspricht
und in ihrem Umfang durch den besonderen Zweck gerechtfertigt
ist. Zulässig ist dies insbesondere, wenn 

Die  Schaffung  einer  Generalklausel  anstelle  der  nach  jetzigem
Recht abschließend  formulierten  Tatbestände ist zeitgemäß,  die
Vorschrift  sollte  jedoch  in  einigen  Punkten  noch  deutlicher
formuliert  werden,  siehe  unten:  Erstens  schließt  der  Wortlaut
durch das Anknüpfen an das Erscheinen weiterhin Werke aus, die
nicht in körperlicher Form veröffentlicht wurden, zweitens sollte die
in der beispielhaften Regelung des Kleinzitats in § 51 Satz 2 Nr. 2
UrhG-E  übernommene  Beschränkung  auf  Sprachwerke  der
Klarheit halber aufgegeben werden, und drittens könnte hier auch
klargestellt  werden,  dass  ausnahmsweise  auch  einzelne
vollständige Werke angeführt werden dürfen, wenn dies durch den
besonderen  Zweck  gerechtfertigt  ist,  was  insbesondere  bei
Bildzitaten relevant ist, wenn die Abbildung sinnvollerweise nur im
Ganzen möglich und dies durch den Zitatzweck geboten ist. 

1.  einzelne  Werke  nach  dem  Erscheinen  in  ein  selbständiges
wissenschaftliches  Werk  zur  Erläuterung  des  Inhalts
aufgenommen werden, 

1.  einzelne  Werke  nach  dem  Erscheinen  in  ein  selbständiges
wissenschaftliches  Werk  zur  Erläuterung  des  Inhalts
aufgenommen werden, 

1.  einzelne  Werke  nach  dem  Erscheinen nach  der
Veröffentlichung in  ein  selbständiges selbstständiges
wissenschaftliches  Werk  zur  Erläuterung  des  Inhalts
aufgenommen werden,

2.  Stellen  eines  Werkes  nach  der  Veröffentlichung  in  einem
selbständigen Sprachwerk angeführt werden, 

2.  Stellen  eines  Werks nach  der  Veröffentlichung  in  einem
selbständigen Sprachwerk angeführt werden, 

2.  Stellen  eines  Werkes  oder  ausnahmsweise  auch  einzelne
vollständige  Werke,  sofern  dies  durch  den  besonderen  Zweck
gerechtfertigt  ist, nach  der  Veröffentlichung  in  einem
selbständigen  Sprachwerk selbstständigen  Werk angeführt
werden,

3.  einzelne  Stellen  eines  erschienenen  Werkes  der  Musik  in
einem selbständigen Werk der Musik angeführt werden. 

3.  einzelne  Stellen  eines  erschienenen  Werkes  der  Musik  in
einem selbständigen Werk der Musik angeführt werden. 

3.  einzelne  Stellen  eines  erschienenen  Werkes  der  Musik  in
einem selbständigen Werk der Musik angeführt werden.

[…] […] […]
§ 52a UrhG § 52a UrhG
1) Zulässig ist, (1) Zulässig ist,

1.  veröffentlichte  kleine  Teile  eines  Werkes,  Werke  geringen
Umfangs  sowie  einzelne  Beiträge  aus  Zeitungen  oder
Zeitschriften  zur  Veranschaulichung  im  Unterricht  an  Schulen,
Hochschulen,  nichtgewerblichen  Einrichtungen  der  Aus-  und
Weiterbildung  sowie  an  Einrichtungen  der  Berufsbildung
ausschließlich  für  den  bestimmt  abgegrenzten  Kreis  von
Unterrichtsteilnehmern oder

1.  veröffentlichte  kleine  Teile  eines  Werkes,  Werke  geringen
Umfangs  sowie  einzelne  Beiträge  aus  Zeitungen  oder
Zeitschriften  zur  Veranschaulichung  im des Unterrichts an
Schulen, Hochschulen, nichtgewerblichen Einrichtungen der Aus-
und  Weiterbildung  sowie  an  Einrichtungen  der  Berufsbildung
ausschließlich  für  den  bestimmt  abgegrenzten  Kreis  von
Unterrichtsteilnehmern oder



2. veröffentlichte  Teile eines Werkes,  Werke  geringen Umfangs
sowie  einzelne  Beiträge  aus  Zeitungen  oder  Zeitschriften
ausschließlich  für  einen  bestimmt  abgegrenzten  Kreis  von
Personen für deren eigene wissenschaftliche Forschung öffentlich
zugänglich  zu  machen,  soweit  dies  zu  dem  jeweiligen  Zweck
geboten  und  zur  Verfolgung  nicht  kommerzieller  Zwecke
gerechtfertigt ist.

2. veröffentlichte Teile eines  Werkes,  Werke  geringen Umfangs
sowie  einzelne  Beiträge  aus  Zeitungen  oder  Zeitschriften
ausschließlich  für  einen  bestimmt  abgegrenzten  Kreis  von
Personen für deren eigene wissenschaftliche Forschung öffentlich
zugänglich  zu  machen,  soweit  dies  zu  dem  jeweiligen  Zweck
geboten  und  zur  Verfolgung  nicht  kommerzieller  Zwecke
gerechtfertigt ist.

(2)  Die  öffentliche  Zugänglichmachung  eines  für  den
Unterrichtsgebrauch an Schulen bestimmten Werkes ist stets nur
mit  Einwilligung  des  Berechtigten  zulässig.  Die  öffentliche
Zugänglichmachung  eines  Filmwerkes  ist  vor  Ablauf  von  zwei
Jahren  nach  Beginn  der  üblichen  regulären  Auswertung  in
Filmtheatern  im Geltungsbereich  dieses  Gesetzes  stets  nur  mit
Einwilligung des Berechtigten zulässig.

(2)  Die  öffentliche  Zugänglichmachung  eines  für  den
Unterrichtsgebrauch an Schulen bestimmten Werkes ist stets nur
mit  Einwilligung  des  Berechtigten  zulässig.  Die  öffentliche
Zugänglichmachung  eines  Filmwerkes  ist  vor  Ablauf  von  zwei
Jahren  nach  Beginn  der  üblichen  regulären  Auswertung  in
Filmtheatern  im Geltungsbereich  dieses  Gesetzes  stets  nur  mit
Einwilligung des Berechtigten zulässig.

(3)  Zulässig  sind  in  den  Fällen  des  Absatzes  1  auch  die  zur
öffentlichen Zugänglichmachung erforderlichen Vervielfältigungen.

(3)  Zulässig  sind  in  den  Fällen  des  Absatzes  1  auch  die  zur
öffentlichen Zugänglichmachung erforderlichen Vervielfältigungen.
Erforderlich ist eine Verviel  fäl  tigung auch dann, wenn sie nicht im  
unmittelbaren Zusammenhang mit dem Vor  gang der öffentlichen  
Zugänglichmachung erfolgt, soweit sie ausschließ  lich dazu dient,  
das  Werk  oder  den  Teil  eines  Werks  für  die  öffentliche
Zugänglich  machung nach Absatz 1 zu sichern, und keine sonstige  
Nutzung stattfindet.

§  52b.  Wiedergabe  von  Werken  an
elektronischen  Leseplätzen  in  öffentlichen
Bibliotheken

§  52b.  Wiedergabe  von  Werken  an
elektronischen  Leseplätzen  in  öffentlichen
Bibliotheken,  Archiven,  Museen  und
Bildungseinrichtungen

Zulässig  ist,  veröffentlichte  Werke  aus  Bibliotheksbeständen
ausschließlich in den Räumen öffentlich zugänglicher Bibliotheken
an  eigens  dafür  eingerichteten  elektronischen  Leseplätzen  zur
Forschung und für private Studien zugänglich zu machen, soweit
dem keine vertraglichen Regelungen entgegenstehen. Es dürfen
nicht  mehr  Exemplare  eines  Werkes  an  den  eingerichteten
elektronischen  Leseplätzen  gleichzeitig  zugänglich  gemacht
werden,  als  der  Bestand  der  Bibliothek  umfasst.  Für  die
Zugänglichmachung ist eine angemessene Vergütung zu zahlen.
Der  Anspruch  kann  nur  durch  eine  Verwertungsgesellschaft
geltend gemacht werden. 

Zulässig ist, veröffentlichte Werke  aus  Bibliotheksbeständen den
Beständen öffentlich  zugänglicher  Bibliotheken  sowie  Archiven,
Museen und Bildungseinrichtungen ausschließlich in den Räumen
öffentlich  zugänglicher  Bibliotheken dieser  Einrichtungen an
eigens  dafür  eingerichteten  elektronischen  Leseplätzen  zur
Forschung und für private Studien zugänglich zu machen, soweit
dem keine vertraglichen Regelungen entgegenstehen.  Es dürfen
nicht  mehr  Exemplare  eines  Werkes  an  den  eingerichteten
elektronischen  Leseplätzen  gleichzeitig  zugänglich  gemacht
werden,  als  der  Bestand  der  Bibliothek  umfasst. Für  die
zeitgleiche Zugänglichmachung ist eine angemessene Vergütung
zu  zahlen.  Der  Anspruch  kann  nur  durch  eine
Verwertungsgesellschaft geltend gemacht werden.



§  52c,  Öffentliche  Wiedergabe  von
Archivwerken im öffentlichen Interesse

Zulässig ist, erschienene und veröffentlichte Werke  aus Archiven
im öffentlichen Interesse öffentlich zugänglich zu machen, soweit
dem  keine  vertraglichen  Regelungen  und  aus  schließliche  
Nutzungsrechte  Dritter  entgegenstehen  und  der  Urheber  sein
Widerspruchsrecht  nicht  ausübt.  Für die  Zugänglichmachung  ist
eine angemessene Vergütung zu zahlen. Der Anspruch kann nur
durch eine Verwertungsgesellschaft geltend gemacht werden  .   

§  53.  Vervielfältigungen  zum  privaten  und
sonstigen eigenen Gebrauch

§  53.  Vervielfältigungen  zum  privaten  und
sonstigen eigenen Gebrauch

§  53.  Vervielfältigungen  zum  privaten  und
sonstigen eigenen Gebrauch

(1) Zulässig sind einzelne Vervielfältigungen eines Werkes durch
eine  natürliche  Person  zum  privaten  Gebrauch  auf  beliebigen
Trägern,  sofern  sie  weder  unmittelbar  noch  mittelbar
Erwerbszwecken  dienen,  soweit  nicht  zur  Vervielfältigung  eine
offensichtlich  rechtswidrig  hergestellte   Vorlage  verwendet wird.
Der zur Vervielfältigung Befugte darf  die  Vervielfältigungsstücke
auch  durch  einen  anderen  herstellen  lassen,  sofern  dies
unentgeltlich  geschieht  oder  es  sich  um  Vervielfältigungen  auf
Papier  oder  einem  ähnlichen  Träger  mittels  beliebiger
photomechanischer  Verfahren  oder  anderer  Verfahren  mit
ähnlicher Wirkung handelt. 

(1) Zulässig sind einzelne Vervielfältigungen eines Werkes  durch
eine  natürliche  Person  zum  privaten  Gebrauch  auf  beliebigen
Trägern,  sofern  sie  weder  unmittelbar  noch  mittelbar
Erwerbszwecken  dienen,  soweit  nicht  zur  Vervielfältigung  eine
offensichtlich rechtswidrig hergestellte  oder  öffentlich zugänglich
gemachte  Vorlage  verwendet  wird.  Der  zur  Vervielfältigung
Befugte  darf  die  Vervielfältigungsstücke  auch  durch  einen
anderen  herstellen  lassen,  sofern  dies  unentgeltlich  geschieht
oder  es  sich  um  Vervielfältigungen  auf  Papier  oder  einem
ähnlichen Träger mittels beliebiger photomechanischer Verfahren
oder anderer Verfahren mit ähnlicher Wirkung handelt. 

(1) Zulässig sind einzelne Vervielfältigungen eines Werkes  durch
eine  natürliche  Person  zum  privaten  Gebrauch  auf  beliebigen
Trägern,  sofern  sie  weder  unmittelbar  noch  mittelbar
Erwerbszwecken  dienen,  soweit  nicht  zur  Vervielfältigung  eine
offensichtlich  rechtswidrig  hergestellte  oder  offensichtlich
rechtswidrig  öffentlich  zugänglich  gemachte Vorlage  verwendet
wird.  Der  zur  Vervielfältigung  Befugte  darf  die
Vervielfältigungsstücke  auch  durch  einen  anderen  herstellen
lassen,  sofern  dies  unentgeltlich  geschieht  oder  es  sich  um
Vervielfältigungen auf Papier oder einem ähnlichen Träger mittels
beliebiger photomechanischer  Verfahren oder anderer Verfahren
mit ähnlicher Wirkung handelt.

(2)  Zulässig  ist,  einzelne  Vervielfältigungsstücke  eines  Werkes
herzustellen oder herstellen zu lassen 

(2)  Zulässig  ist,  einzelne  Vervielfältigungsstücke  eines  Werkes
herzustellen oder herstellen zu lassen 

2)  Zulässig  ist,  einzelne  Vervielfältigungsstücke  eines  Werkes
herzustellen oder herstellen zu lassen

1. zum eigenen wissenschaftlichen  Gebrauch,  wenn und soweit
die Vervielfältigung zu diesem Zweck geboten ist, 

1.  zum eigenen wissenschaftlichen Gebrauch, wenn und soweit
die Vervielfältigung  zu diesem Zweck geboten  ist und sie weder
unmittelbar  noch mittelbar gewerblichen Zwecken dient,

1. zum eigenen wissenschaftlichen  Gebrauch,  wenn und soweit
die Vervielfältigung zu diesem Zweck geboten ist und sie  weder
unmittelbar noch mittelbar  gewerblichen Zwecken dient nicht zu
einem gewerblichen Zweck erfolgt,

2.  zur  Aufnahme  in  ein  eigenes  Archiv,  wenn  und  soweit  die
Vervielfältigung zu diesem Zweck geboten ist und als Vorlage für
die Vervielfältigung ein eigenes Werkstück benutzt wird, 

2.  zur  Aufnahme  in  ein  eigenes  Archiv,  wenn  und  soweit  die
Vervielfältigung zu diesem Zweck geboten ist und als Vorlage für
die Vervielfältigung ein eigenes Werkstück benutzt wird, 

2.  zur  Aufnahme  in  ein  eigenes  Archiv,  wenn  und  soweit  die
Vervielfältigung zu diesem Zweck geboten ist und als Vorlage für
die Vervielfältigung ein eigenes Werkstück benutzt wird,

3. zur eigenen Unterrichtung über Tagesfragen, wenn es sich um
ein durch Funk gesendetes Werk handelt, 

3. zur eigenen Unterrichtung über Tagesfragen, wenn es sich um
ein durch Funk gesendetes Werk handelt, 

3. zur eigenen Unterrichtung über Tagesfragen, wenn es sich um
ein durch Funk gesendetes Werk handelt,

4. zum sonstigen eigenen Gebrauch, 4. zum sonstigen eigenen Gebrauch, 4. zum sonstigen eigenen Gebrauch,
a) wenn es sich um kleine Teile eines erschienenen Werkes oder
um einzelne Beiträge handelt, die in Zeitungen oder Zeitschriften
erschienen sind, 

a) wenn es sich um kleine Teile eines erschienenen Werkes oder
um einzelne Beiträge handelt, die in Zeitungen oder Zeitschriften
erschienen sind, 

a) wenn es sich um kleine Teile eines erschienenen Werkes oder
um einzelne Beiträge handelt, die in Zeitungen oder Zeitschriften
erschienen sind,

b) wenn es sich um ein seit mindestens zwei Jahren vergriffenes
Werk handelt. 

b) wenn es sich um ein seit mindestens zwei Jahren vergriffenes
Werk handelt. 

b) wenn es sich um ein seit mindestens zwei Jahren vergriffenes
Werk handelt. 

Dies gilt im Fall des Satzes 1 Nr. 2 nur, wenn zusätzlich Dies gilt im Fall des Satzes 1 Nr. 2 nur, wenn zusätzlich Dies gilt im Fall des Satzes 1 Nr. 2 nur, wenn zusätzlich



1.  die  Vervielfältigung  auf  Papier  oder  einem ähnlichen  Träger
mittels  beliebiger  photomechanischer  Verfahren  oder  anderer
Verfahren mit ähnlicher Wirkung vorgenommen wird oder 

1.  die  Vervielfältigung  auf  Papier  oder  einem ähnlichen  Träger
mittels  beliebiger  photomechanischer  Verfahren  oder  anderer
Verfahren mit ähnlicher Wirkung vorgenommen wird oder 

1.  die  Vervielfältigung  auf  Papier  oder  einem  ähnlichen  Träger
mittels  beliebiger  photomechanischer  Verfahren  oder  anderer
Verfahren mit ähnlicher Wirkung vorgenommen wird oder

2. eine ausschließlich analoge Nutzung stattfindet oder 2. eine ausschließlich analoge Nutzung stattfindet oder 2. eine ausschließlich analoge Nutzung stattfindet oder
3.  das  Archiv  keinen  unmittelbar  oder  mittelbar  wirtschaftlichen
oder Erwerbszweck verfolgt. 

3.  das  Archiv  im  öffentlichen  Interesse  tätig  ist  und  keinen
unmittelbar  oder  mittelbar  wirtschaftlichen  oder  Erwerbszweck
verfolgt. 

3.  das  Archiv  im  öffentlichen  Interesse  tätig  ist  und keinen
unmittelbar  oder  mittelbar  wirtschaftlichen  oder  Erwerbszweck
verfolgt.

Dies  gilt  in  den  Fällen  des  Satzes  1  Nr.  3  und  4  nur,  wenn
zusätzlich eine der Voraussetzungen des Satzes 2 Nr. 1 oder 2
vorliegt. 

Dies  gilt  in  den  Fällen  des  Satzes  1  Nr.  3  und  4  nur,  wenn
zusätzlich eine der Voraussetzungen des Satzes 2 Nr. 1 oder 2
vorliegt. 

Dies  gilt  in  den  Fällen  des  Satzes  1  Nr.  3  und  4  nur,  wenn
zusätzlich eine der Voraussetzungen  des Satzes 2 Nr. 1 oder 2
vorliegt.

(3) Zulässig  ist,  Vervielfältigungsstücke von kleinen Teilen eines
Werkes, von Werken  von geringem Umfang oder von einzelnen
Beiträgen,  die  in  Zeitungen  oder  Zeitschriften  erschienen  oder
öffentlich  zugänglich  gemacht  worden  sind,  zum  eigenen
Gebrauch 

(3) Zulässig  ist, Vervielfältigungsstücke von kleinen  Teilen eines
Werkes,  von Werken  von geringem Umfang oder von einzelnen
Beiträgen,  die  in  Zeitungen  oder  Zeitschriften  erschienen  oder
öffentlich  zugänglich  gemacht  worden  sind,  zum  eigenen
Gebrauch 

(3) Zulässig ist, Vervielfältigungsstücke  von kleinen Teilen eines
Werkes, von Werken  von geringem Umfang oder von einzelnen
Beiträgen,  die  in  Zeitungen  oder  Zeitschriften  erschienen  oder
öffentlich  zugänglich  gemacht  worden  sind,  zum  eigenen
Gebrauch 

1. im Schulunterricht, in nichtgewerblichen Einrichtungen der Aus-
und Weiterbildung sowie in Einrichtungen der Berufsbildung in der
für eine Schulklasse erforderlichen Anzahl oder 

1. im Schulunterricht, in nichtgewerblichen Einrichtungen der Aus-
und Weiterbildung  sowie in Einrichtungen der Berufsbildung in der
für eine Schulklasse erforderlichen Anzahl oder 

1.  im  Schulunterricht zur Veranschaulichung des  Unterrichts  in
Schulen,  in  nichtgewerblichen  Einrichtungen  der  Aus-  und
 Weiterbildung  sowie in Einrichtungen der Berufsbildung in der für
eine Schulklasse die Unterrichtsteilnehmer erforderlichen Anzahl
oder

2.  für  staatliche  Prüfungen  und  Prüfungen  in  Schulen,
Hochschulen,  in  nichtgewerblichen  Einrichtungen der  Aus-  und
Weiterbildung  sowie  in  der  Berufsbildung  in  der  erforderlichen
Anzahl 

2.  für  staatliche  Prüfungen  und  Prüfungen  in  Schulen,
Hochschulen,  in  nichtgewerblichen  Einrichtungen der  Aus-  und
Weiterbildung  sowie  in  der  Berufsbildung  in  der  erforderlichen
Anzahl 

2.  für  staatliche  Prüfungen  und  Prüfungen  in  Schulen,
Hochschulen,  in  nichtgewerblichen  Einrichtungen  der  Aus-  und
Weiterbildung  sowie  in  der  Berufsbildung  in  der  erforderlichen
Anzahl

herzustellen  oder  herstellen  zu  lassen,  wenn  und  soweit  die
Vervielfältigung zu diesem Zweck geboten ist. 

herzustellen  oder  herstellen  zu  lassen,  wenn  und  soweit  die
Vervielfältigung zu diesem Zweck geboten ist. 

herzustellen  oder  herstellen  zu  lassen,  wenn  und  soweit  die
Vervielfältigung zu diesem Zweck geboten ist.

(4) (…) (4) (…) (4) (…)
(5) Absatz 1,  Absatz 2 Nr. 2 bis 4 sowie Absatz 3 Nr. 2 finden
keine Anwendung auf Datenbankwerke,  deren Elemente einzeln
mit  Hilfe  elektronischer  Mittel  zugänglich  sind.  Absatz  2  Nr.  1
sowie Absatz 3 Nr. 1 finden auf solche Datenbankwerke mit der
Maßgabe  Anwendung,  dass  der  wissenschaftliche  Gebrauch
sowie der Gebrauch im Unterricht nicht zu gewerblichen Zwecken
erfolgen. 

(5)  Absatz 1, Absatz 2 Nr. 2 bis 4 sowie Absatz 3 Nr.  2 finden
keine Anwendung auf Datenbankwerke, deren Elemente einzeln
mit  Hilfe  elektronischer  Mittel  zugänglich  sind.  Absatz  2  Nr.  1
sowie Absatz 3 Nr. 1 finden auf solche Datenbankwerke mit der
Maßgabe  Anwendung,  dass  der  wissenschaftliche  Gebrauch
sowie der Gebrauch im Unterricht nicht zu gewerblichen Zwecken
erfolgen. 

(5) Absatz 1, Absatz 2 Nr. 2 bis Nr. 3 und 4 sowie Absatz 3 Nr. 2
finden keine  Anwendung  auf  Datenbankwerke,  deren  Elemente
einzeln mit Hilfe elektronischer Mittel zugänglich sind. Absatz 2 Nr.
1  und  Nr.  2 sowie  Absatz  3  Nr.  1  finden  auf  solche
Datenbankwerke  mit  der  Maßgabe  Anwendung,  dass  der
wissenschaftliche Gebrauch, Archivgebrauch sowie der Gebrauch
im Unterricht nicht zu gewerblichen Zwecken erfolgen.



§ 53a. Kopienversand auf Bestellung § 53a. Kopienversand auf Bestellung

(1)  Zulässig  ist  auf  Einzelbestellung  die  Vervielfältigung  und
Verbreitung einzelner in Zeitungen und Zeitschriften erschienener
Beiträge sowie kleiner Teile eines erschienenen Werkes im Wege
des  Post-  oder  Faxversandes  durch  öffentliche  Bibliotheken,
sofern sich der Besteller auf einen durch § 53 privilegierten Zweck
berufen kann.  Die Vervielfältigung und Verbreitung  in  sonstiger
elektronischer Form ist ausschließlich als grafische Datei und nur
dann zulässig, wenn die Beiträge oder kleinen Teile eines Werkes
von Mitgliedern der Öffentlichkeit  nicht  von Orten und zu Zeiten
ihrer  Wahl  mittels  einer  vertraglichen  Vereinbarung  erworben
werden können. 

(1)Zulässig  ist  auf  Einzelbestellung  die  Vervielfältigung  und
Verbreitung einzelner in Zeitungen und Zeitschriften erschienener
Beiträge sowie kleiner Teile eines erschienenen Werkes im Wege
des  Post-  oder  Faxversandes  durch  öffentliche  Bibliotheken,
sofern sich der Besteller auf einen durch § 53 privilegierten Zweck
berufen kann.  Die Vervielfältigung  und  Verbreitung  in  sonstiger
elektronischer Form ist ausschließlich als grafische Datei und nur
dann zulässig.  ,  wenn  die  Beiträge  oder  kleinen  Teile  eines
Werkes von Mitgliedern der Öffentlichkeit  nicht von Orten und zu
Zeiten  ihrer  Wahl  mittels  einer  vertraglichen  Vereinbarung
erworben werden können.

(2) Für die Vervielfältigung und Verbreitung ist dem Urheber eine
angemessene Vergütung zu zahlen. Der Anspruch kann nur durch
eine Verwertungsgesellschaft geltend gemacht werden. 

(2) Für die Vervielfältigung und Verbreitung ist dem Urheber eine
angemessene Vergütung zu zahlen. Der Anspruch kann nur durch
eine Verwertungsgesellschaft geltend gemacht werden.

§ 54. Vergütungspflicht für Vervielfältigung im
Wege der Bild- und Tonaufzeichnung

§ 54. Vergütungspflicht § 54. Vergütungspflicht

(1)  Ist  nach  der  Art  eines  Werkes  zu  erwarten,  daß  es  durch
Aufnahme  von  Funksendungen  auf  Bild-  oder  Tonträger  oder
durch Übertragungen von einem Bild-  oder  Tonträger auf einen
anderen nach § 53 Abs.  1 oder 2 vervielfältigt  wird, so hat der
Urheber des Werkes gegen den Hersteller 

(1) Ist nach der Art eines Werkes zu erwarten, dass es nach § 53
Abs.  1  bis  3  vervielfältigt  wird, so hat der Urheber des Werkes
gegen den Hersteller 

(1) Ist nach der Art eines Werkes zu erwarten, dass es nach § 53
Abs. 1 bis  3 vervielfältigt  wird, so hat der Urheber  des Werkes
gegen den Hersteller

1. von Geräten und von Geräten und von Geräten und
2. von Bild- oder Tonträgern, von Speichermedien, deren Typ allein oder von Speichermedien, deren Typ allein oder
die erkennbar zur Vornahme solcher Vervielfältigungen bestimmt
sind, Anspruch auf Zahlung einer  angemessenen  Vergütung für
die  durch  die  Veräußerung  der  Geräte  sowie  der  Bild-  oder
Tonträger  geschaffene  Möglichkeit,  solche  Vervielfältigungen
vorzunehmen.

in  Verbindung  mit  anderen  Geräten,  Speichermedien  oder
Zubehör  zur  Vornahme  solcher  Vervielfältigungen  in
nennenswertem Umfang benutzt wird, Anspruch auf Zahlung einer
angemessenen Vergütung. 

in  Verbindung  mit  anderen  Geräten,  Speichermedien  oder
Zubehör  zur  Vornahme  solcher  Vervielfältigungen  in
nennenswertem Umfang benutzt wird, Anspruch auf Zahlung einer
angemessenen Vergütung.

(2)  Der  Anspruch  nach  Absatz  1  entfällt,  soweit  nach  den
Umständen  erwartet  werden  kann,  dass  die  Geräte  oder
Speichermedien  im  Geltungsbereich  dieses  Gesetzes  nicht  zu
Vervielfältigungen benutzt werden. 

(2)  Der  Anspruch  nach  Absatz  1  entfällt,  soweit  nach  den
Umständen  erwartet  werden  kann,  dass  die  Geräte  oder
Speichermedien  im  Geltungsbereich  dieses  Gesetzes  nicht  zu
Vervielfältigungen benutzt werden.

§  54a.  Vergütungspflicht  für  Vervielfältigung
im Wege der Ablichtung

§  54c.  Vergütungspflicht  des Betreibers  von
Vervielfältigungsgeräten



(2)  Werden  Geräte  dieser  Art  in  Schulen,  Hochschulen  sowie
Einrichtungen  der  Berufsbildung  oder  der  sonstigen  Aus-  und
Weiterbildung (Bildungseinrichtungen),  Forschungseinrichtungen,
öffentlichen  Bibliotheken  oder  in  Einrichtungen  betrieben,  die
Geräte  für  die  Herstellung  von  Ablichtungen  entgeltlich
bereithalten,  so hat der Urheber auch gegen den Betreiber  des
Gerätes  einen  Anspruch  auf  Zahlung  einer  angemessenen
Vergütung. 

(1) Werden Geräte der in § 54 Abs. 1 genannten Art in Schulen,
Hochschulen  sowie  Einrichtungen  der  Berufsbildung  oder  der
sonstigen  Aus-  und  Weiterbildung  (Bildungseinrichtungen),
Forschungseinrichtungen,  öffentlichen  Bibliotheken  oder  in
Einrichtungen  betrieben,  die  Geräte  für  die  Herstellung  von
Vervielfältigungen  entgeltlich  bereithalten,  so  hat  der  Urheber
auch  gegen  den  Betreiber  des  Gerätes  einen  Anspruch  auf
Zahlung einer angemessenen Vergütung.

Durch  die  Änderung  der  grundlegenden  Definition  der
vergütungspflichtigen Geräte in § 54 Abs. 1 UrhG-E ergeben sich
als Folge Auswirkungen auf die Betreibervergütungspflicht  nach §
54c  Abs.  1  UrhG,  der  Schulen  und  Hochschulen  sowie  die
sonstigen  dort  genannten  Einrichtungen  unterliegen.  In
öffentlichen  Bibliotheken,  Schulen  und  vor  allem  Hochschulen
werden  in  großer  Zahl  Geräte  betrieben,  die  von  der  neuen
Gerätedefinition  erfasst  werden  dürften,  insbesondere
Personalcomputer  bzw.  die  darin  enthaltenen  Speichermedien
und  damit  verbundene  Peripheriegeräte.  Angesichts  der
angespannten Finanzlage der öffentlichen Hand sind die dadurch
bedingten  zu  erwartenden  Mehrkosten  kritisch  zu  beurteilen,
zumal  Einzelheiten  zur  Höhe  der  Vergütung  noch  weitgehend
unklar sind. Zudem sollen auch nach der Reform weiterhin gerade
diejenigen Einrichtungen  betreibervergütungspflichtig  bleiben,  an
denen Vervielfältigungen vor allem für die im Allgemeininteresse
liegenden  Zwecke  der  Bildung  und  Forschung  vorgenommen
werden,  während  Behörden  und  Unternehmen  weiterhin  nicht
belastet  werden.  Zumindest  ist  zu  fordern,  dass  diese
Ungleichbehandlung und weitere Aspekte bei der Festlegung der
Höhe der Vergütungssätze angemessen berücksichtigt werden

§ 54g. Auskunftspflicht § 54e. Auskunftspflicht

(1) Der Urheber kann von dem nach § 54 Abs. 1 oder § 54a Abs.
1 zur Zahlung der Vergütung Verpflichteten Auskunft über Art und
Stückzahl  der im Geltungsbereich  dieses  Gesetzes veräußerten
oder  In  Verkehr  gebrachten  Geräte  und  Bild-  oder  Tonträger
verlangen. Die Auskunftspflicht  des Händlers erstreckt  sich auch
auf die  Benennung  der Bezugsquellen;  sie  besteht auch in den
Fällen des § 54 Abs. 1 Satz 3, des § 54a Abs. 1 Satz 3 und des §
54b Nr. 1. § 26 Abs. 6 gilt entsprechend. 

(1) Der Urheber kann von dem nach § 54 oder § 54b zur Zahlung
der Vergütung Verpflichteten Auskunft über Art und Stückzahl der
im Geltungsbereich dieses Gesetzes veräußerten oder in Verkehr
gebrachten  Geräte  und  Speichermedien  verlangen.  Die
Auskunftspflicht  des  Händlers  erstreckt  sich  auch  auf  die
Benennung der Bezugsquellen;  sie besteht auch  im Falle  des §
54b Abs. 3 Nr. 1. § 26 Abs. 6 gilt entsprechend. 

(2) Der Urheber kann von dem Betreiber eines Gerätes in einer
Einrichtung  im  Sinne  des  §  54a  Abs.  2  Satz  1  die  für  die
Bemessung der Vergütung erforderliche Auskunft verlangen. 

(2) Der Urheber kann von dem Betreiber eines Gerätes in einer
Einrichtung  im  Sinne  des  §  54c  die  für  die  Bemessung  der
Vergütung erforderliche Auskunft verlangen. 

(3)  Kommt  der  zur  Zahlung der  Vergütung  Verpflichtete  seiner
Auskunftspflicht nicht, nur unvollständig oder sonst unrichtig nach,
so kann der doppelte Vergütungssatz verlangt werden. 

(3)  Kommt  der  zur  Zahlung der  Vergütung  Verpflichtete  seiner
Auskunftspflicht nicht, nur unvollständig oder sonst unrichtig nach,
so kann der doppelte Vergütungssatz verlangt werden. 

§ 54f. Kontrollbesuch § 54f. Kontrollbesuch
Soweit  dies für  die  Bemessung  der  vom Betreiber  nach  §  54c
geschuldeten  Vergütung  erforderlich  ist,  ist  der  Urheber befugt,
die  Betriebs-  und  Geschäftsräume  des  Betreibers  während  der
üblichen  Betriebs-  oder  Geschäftszeit  zu  betreten.  Der
Kontrollbesuch  muss  so  ausgeübt  werden,  dass  vermeidbare
Betriebsstörungen unterbleiben. 

Streichung  aus  dem  Entwurf  aufgrund  verfassungsrechtlicher
Bedenken an einer solchen Regelung.

[…] […] 



§ 63a. Gesetzliche Vergütungsansprüche § 63a. Gesetzliche Vergütungsansprüche § 63a. Gesetzliche Vergütungsansprüche

Auf  gesetzliche  Vergütungsansprüche  nach  diesem  Abschnitt
kann  der  Urheber  im  Voraus  nicht  verzichten.  Sie  können  im
Voraus nur an eine Verwertungsgesellschaft abgetreten werden. 

Auf  gesetzliche  Vergütungsansprüche  nach  diesem  Abschnitt
kann  der  Urheber  im  Voraus  nicht  verzichten.  Sie  können  im
Voraus nur an eine Verwertungsgesellschaft abgetreten werden.
Im Hinblick auf die Leistungen der Verwerter von Nutzungsrechten
haben diese einen Anspruch auf angemessene Beteiligung. 

Auf  gesetzliche  Vergütungsansprüche  nach  diesem  Abschnitt
kann  der  Urheber  im  Voraus  nicht  verzichten.  Sie  können  im
Voraus nur an eine Verwertungsgesellschaft  abgetreten werden.
Im Hinblick auf die Leistungen der Verwerter von Nutzungsrechten
haben diese einen Anspruch auf angemessene Beteiligung.

[…] […] […]
§ 137k UrhG § 137k UrhG

§ 52a ist mit Ablauf des 31. Dezember 2006 nicht mehr
anzuwenden.

Bis zum 31.12.2008  findet eine Evaluierung der Nutzung nach §
52a UrhG statt, die als Grundlage für gegebenenfalls erforderliche
Neuregelungen dient. 



§  137l.  Übergangsregelung  für  neue
Nutzungsarten
(1)  Hat  ein  Urheber  zwischen  dem  1.  Januar  1966  und  dem
[Einsetzen:  Datum  des  Inkrafttretens  des  Gesetzes]  einem
anderen alle wesentlichen zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses
bekannten  Nutzungsrechte  ausschließlich  sowie  räumlich  und
zeitlich  unbegrenzt  eingeräumt,  so  gelten  die  zwischenzeitlich
bekannt gewordenen Nutzungsrechte als dem anderen ebenfalls
eingeräumt, sofern der Urheber nicht innerhalb eines Jahres nach
[Einsetzen:  Datum des  Inkrafttreten des Gesetzes]  dem andern
gegenüber  der  Nutzung  widerspricht.  Satz  1  gilt  nicht  für
zwischenzeitlich  bekannt  gewordene  Nutzungsrechte,  die  der
Urheber bereits einem Dritten eingeräumt hat. 

Die Übergangsregelung beseitigt die Wirkung der Schutzvorschrift
§ 31 Abs. 4 UrhG zu Lasten der Urheber nachträglich  und wird
daher als massive Benachteiligung der Urheber abgelehnt. 

(2)  Hat  der  andere  sämtliche  ihm  ursprünglich  eingeräumten
Nutzungsrechte einem Dritten übertragen, so gilt Absatz 1 für den
Dritten  entsprechend.  Erklärt  der  Urheber  den  Widerspruch
gegenüber seinem ursprünglichen Vertragspartner, hat ihm dieser
unverzüglich  alle  erforderlichen  Auskünfte  über  den  Dritten  zu
erteilen. 
(3)  Das  Widerspruchsrecht  nach  Absatz  1  entfällt,  wenn  die
Parteien  über  eine  zwischenzeitlich  bekannt  gewordene
Nutzungsart  eine  ausdrückliche  Vereinbarung  geschlossen
haben. 
(4) Sind mehrere Werke zu einer Gesamtheit zusammengefasst,
die sich in der neuen Nutzungsart  in angemessener Weise  nur
unter  Verwendung sämtlicher Beiträge verwerten lässt,  so kann
das Widerrufsrecht nur von einer repräsentativen Gruppe dieser
Urheber und nicht gegen Treu und Glauben ausgeübt werden. 
(5) Der Urheber hat Anspruch auf eine besondere angemessene
Vergütung, wenn der andere eine neue Art der Werknutzung nach
Absatz 1 aufnimmt, die im Zeitpunkt des Vertragsschlusses  noch
unbekannt  war.  §  32  Abs.  2  und  4  gilt  entsprechend.  Hat  der
Vertragspartner  das  Nutzungsrecht  einem  Dritten  übertragen,
haftet der Dritte mit der Aufnahme der neuen Art der Werknutzung
für die Vergütung. Die Haftung des andern entfällt. 
[…] 


